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A.  Einleitung. 

Wenn  wir  in  unserer  modernen  Zeit  von  Kammern 
in  staatsrechtlicher  Bedeutung  sprechen,  so  meinen 
wir  damit  solche  Staatsorgane,  die  im  Gegensatz  zu 
anderen  Staatsorganen  (besonders  dem  Staatsober- 
haupt) politisch  das  Staatsvolk  vertreten  (repräsen- 
tieren), rechtlich  sich  aber  darstellen  als  Versamm- 
lungen physischer  Personen,  die  an  Aufträge  und 
Instruktionen  der  Vertretenen  nicht  gebunden,  also 
die  Vertreter  niemandes  sind. 

In  anderer  Weise  faßt  Jellinek1)  das  Verhältnis 
der  Volksvertretung  zum  Volke  auf.  Er  versteht 
überhaupt  unter  Repräsentation  das  Verhältnis  einer 
Person  zu  einer  oder  mehreren  anderen,  kraft  dessen 
der  Wille  der  ersteren  unmittelbar  als  Wille  der 
letzteren  angesehen  wird,  so  daß  beide  rechtlich  als 
eine  einzige  Person  zu  betrachten  sind. 

Diese  Vertretung  kann  nun  eine  einfache  oder, 
und  dies  ist  in  allen  größeren  Staaten  die  Regel,  eine 
zweifache  sein.  Diese  zweifache  Volksvertretung  oder, 
wie  es  kurz  bezeichnet  worden  ist,  das  Zweikammer- 
system erscheint  auf  den  ersten  Blick  unzweckmäßig 
und  widersinnig,  da  es  ja  nur  billig  erscheint,  daß 
das  gesamte  Volk,  das  doch  gerade  nach  moderner, 
von  der  mittelalterlichen  Vorstellung  ständischer  Ver- 
tretung abweichender  x4uffassung  in  seiner  Gesamt- 
heit als  Einheit  betrachtet  wird,  auch  einheitlich, 
d.  h.  durch  eine  einzige  Versammlung  vertreten  wird. 

Es  bedarf  deshalb  die  dieser  Einheit  wider- 
sprechende zweifache  Vertretung  des  Volkes  der 
Rechtfertigung,  die  dann  auch  auf  verschiedene  Weise 


l)  Allgemeine  Staatslehre  1900,  Bd.  I,  S.  517. 
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versucht  worden  ist.  Abgesehen  von  dem  durchaus 
einleuchtenden  Gesichtspunkte,  daß  die  Durchberatung 
derselben  Materie  von  2  verschiedenen  Versammlungen 
eine  bessere  Bürgschaft  für  eine  eingehende  Behand- 
lung, insbesondere  von  Gesetzentwürfen  bietet,  hat 
man  das  Zweikammersystem  nicht  nur  als  aus  der 
historischen  Entwicklung  hervorgegangen  erklärt, 
sondern  auch  daraus,  daß  es  notwendig  sei,  den  oft 
zu  radikalen  Beschlüssen  der  meistens  aus  mehr 
oder  weniger  allgemeinen  Wahlen  hervorgehenden 
2.  Kammer  eine  meistens  aristokratisch  zusammen- 
gesetzte 1.  Kammer  als  mäßigendes  Element  entgegen- 
zusetzen. 

Beide  vorgenannten  Gründe  für  die  Notwendig- 
keit des  Zweikammersystems  führt  insbesondere 
Stahl2)  an.  Nach  ihm  beruhen  Ober-  und  Unterhaus 
geschichtlich  und  nach  ihrem  Wesen  auf  dem  Gegen- 
satz herrschaftlicher  und  gemeiner  Stellung.  Wenn 
obrigkeitliche  Gewalt  mit  Bildung  des  Staats  außer- 
halb der  des  Souveräns  aufhöre,  so  müßte  der  Herren- 
stand doch  in  der  1.  Kammer  noch  erweitert,  durch 
den  Zutritt  anderer  hervorragender  Existenzen  er- 
halten bleiben.  Immer  seien  es  die  Größen  des  Landes, 
und  der  gesicherte,  von  jeglicher  Wahl  unabhängige 
Sitz  in  dem  Hause  gewähre  selbst  eine  Art  herr- 
schaftlicher Stellung.  Solche  hervorragende  Stellung 
und  die  Stellung  der  allgemeinen  Bevölkerung  seien 
die  beiden  Pole,  um  welche  sich  das  politische  Leben 
des  Volkes  bewege,  und  das  Wesen  beider  Kammern 
sei  es,  beide  zu  Wirksamkeit  und  Einfluß  zu  bringen. 
Die  erste  Kammer  repräsentiere  in  einem  eminenten 
Sinne  die  Nation  in  ihrer  Einheit,  und  sie  würde, 
falls  sie  von  einer  Mehrheit  überwältigt  werden  könne, 
wirkungslos  verschwinden. 


3)  Philosophie  des  Rechts,  Bd.  II,  Abt.  2,  S.  429  ff. 
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Stahl  hält  dann  weiter  für  eine  ideale  2.  Kammer 
eine  überwiegend  aristokratische  Kammer,  die  je- 
doch durch  die  Art  ihrer  Abordnung  aufs  engste 
mit  der  gesamten  Bevölkerung  zusammenhängt. 
(Geeignete  Vertreter  sollen  die  Grundaristokraten 
und  die  Spitzen  der  Klassen,  die  durch  ihre  Aus- 
zeichnung das  Interesse  ihrer  Erhaltung  haben,  sein.) 

Wenn  man  nun  auch  über  die  Zusammensetzung 
und  Bedeutung  der  beiden  Kammern  anderer  Ansicht 
sein  kann  als  Stahl,  so  liegt  doch  die  sicherste  Recht- 
fertigung des  Zweikammersystems  darin,  daß  das- 
selbe tatsächlich  in  den  meisten  größeren  Staaten 
Europas  besteht  und  sich  im  Vergleich  zum  Ein- 
kammersystem, mit  dem  man  besonders  in  der  großen 
und  der  1848  er  französischen  Revolution  schlechte 
Erfahrungen  gemacht  hat,  auch  bewährt. 

Die  Zusammensetzung  der  Kammern  in  den  ein- 
zelnen Staaten  ist  eine  so  verschiedene,  daß  sich  ein 
einheitlicher  Typ  dafür  überhaupt  nicht  feststellen 
läßt;  bald  wird  für  die  erste  Kammer  "Wert  gelegt 
auf  hohen  Zensus  oder  adlige  Geburt,  bald  ist  die- 
selbe nur  ein  durch  das  Los  ausgeschiedener  Teil  der 
zweiten  Kammer,  bald  wird  die  zweite  Kammer  auf 
Grund  eines  klassifizierten,  bald  auf  Grund  des  all- 
gemeinen, bald  auf  Grund  des  Proportionalwahlrechts 
gewählt. 

All  dies  ist  aber  m.  E.  auch  nicht  so  wesentlich, 
da,  wie  schon  oben  bemerkt,  der  Haupt  wert  des 
Zweikammersystems  in  der  Durchberatung  einer 
Gesetzesmaterie  durch  zwei  verschiedene,  in  ihrer 
Gesamtheit  jedoch  das  Volk  vertretende  Versamm- 
lungen liegt.  Um  jedoch  ihre  Hauptaufgabe,  nämlich 
diese  Beratung  und  Beschlußfassung  über  Gesetze, 
erfüllen  zu  können,  müssen  beide  Versammlungen 
einen  gewissen  Konnex  haben,  müssen  in  irgend- 
welchen rechtlichen  Beziehungen  zueinander  stehen. 
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Zu  untersuchen  nun,  wie  das  Verhältnis  beider 
Kammern  zueinander  ist,  d.  h.  die  innere  Funktion 
der  Volksvertretung  zu  erörtern,  ist  der  Gegenstand 
unserer  Aufgabe.  Ohne  uns  mit  einem  Staat  speziell 
zu  beschäftigen  oder  uns  in  Einzelheiten  zu  verlieren, 
wollen  wir  an  der  Hand  der  Verfassungen  der  deut- 
schen Staaten  mit  Zweikammersystem  und  der  für 
die  Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  überhaupt 
maßgebenden  Staaten,  Belgien,  England  und  Frank- 
reich, eine  Zusammenstellung  der  in  denselben  haupt- 
sächlich geltenden  Normen  zu  liefern  versuchen. 


B.  Das  Verhältnis  beider  Kammern 
zueinander. 

Man  kann  diese  rechtlich  geordneten  Beziehungen 
zwischen  der  1.  und  der  2.  Kammer  der  Übersicht 
wegen  in  verschiedene  Arten  einteilen.  Am  zweck- 
mäßigsten ist  dabei  der  Normalfall  voranzustellen. 
Das  ist  die  Beratung  und  Beschlußfassung  jeder 
Kammer  über  die  zu  ihrer  Kompetenz  gehörigen 
Angelegenheiten;  alsdann  wären  zu  erörtern  die  einer 
Kammer  vor  der  anderen  zustehenden  Vorrechte,  und 
zuletzt  das  gemeinsame  Wirken  beider  Kammern,  sei 
es  in  gemeinsamen  Sitzungen,  in  von  beiden  Kammern 
beschickten  Ausschüssen  oder  in  einem  Staats- 
gerichtshofe. 

I.  Die  Einzelwirksamkeit  jeder  Kammer. 

Grundsatz  des  modernen  konstitutionellen  Staats- 
rechts ist  es,  daß,  da  die  Hauptaufgabe  der  Volks- 
vertretung ihre  Mitwirkung  bei  der  Staatsgesetz- 
gebung ist,  im  Prinzip  eine  Übereinstimmung  in  den 
Beschlüssen  beider  Kammmern  erzielt  werden  muß, 
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denen  dann  das  Staatsoberhaupt  seine  Sanktion  zu 
erteilen  hat. 

Um  diese  Übereinstimmung  möglichst  herbei- 
zuführen und  die  Übermittlung  der  Beschlüsse  des 
einen  Hauses  an  das  andere  zu  erleichtern  und  so 
den  ganzen  Gesetzgebungsapparat  zu  vereinfachen, 
tagen  die  beiden  Kammern  gleichzeitig.  Jedoch  be- 
rät und  beschließt  jede  Kammer  der  Regel  nach  für 
sich,  und  zwar  gilt  der  Beschluß  der  Mehrheit  der 
gesetzlichen  Anzahl  der  Mitglieder,  sofern  dieselbe  in 
der  Kammer  anwesend  ist,  als  Beschluß  der  Kammer. 
Daß  jede  Kammer  für  sich  beschließt,  geschieht,  um 
jede  Willensäußerung  der  einen  Kammer  möglichst 
unbeeinflußt  von  der  der  anderen  zu  erhalten.  Nur 
bei  bestimmten,  nachher  besonders  zu  erörternden 
Gelegenheiten  beraten  und  beschließen  sie  beide  in 
gemeinsamer  Sitzung. 

Im  allgemeinen  sind  nun  im  Rahmen  der  Funk- 
tion der  Volksvertretung  zwei  Möglichkeiten  gegeben, 
um  eine  rechtliche  Wirkung  ihrer  Beschlüsse  herbei- 
zuführen: Entweder  übereinstimmende  Beschlüsse 
beider  Kammern  oder  Beschluß  einer  Kammer. 
Erstere  beziehen  sich  auf  die  Tätigkeit  der  Kammern 
als  Gesetzgebungsfaktoren,  die  weiter  unten  zu  er- 
örtern sein  wird,  oder  ihre  Tätigkeit  als  zustimmende 
Organe  zu  bestimmten  Handlungen  des  Staatsober- 
hauptes. —  In  Preußen  bedürfen  z.  B.  bestimmte 
Verträge  des  Königs  mit  fremden  Staaten  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Zustimmung  der  Kammern  (Art.  48 
V.-U.),  ebenso  der  Antritt  der  Herrschaft  über  fremde 
Reiche  seitens  des  Königs  (Art.  55  V.-U.),  ferner  von 
ihm  erlassene  Notstands  Verordnungen  (Art.  63  V.-U.) 
und  durch  seine  Regierung  vorgenommene  Etats- 
überschreitungen (Art.  104  V.-U.)  —  letztere  mehr 
auf  die  Stellung  der  Kammer  als  privilegierte,  mit 
Autonomie  ausgestattete  Personengesamtheit. 
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Eines  der  wichtigsten  Rechte  der  Kammer  als 
Gesetzgebungsfaktor  ist  das  Recht  der  Initiative, 
d.  h.  das  Recht  der  Kammer,  mit  Gesetzesvorschlägen 
an  das  Staatsoberhaupt  heranzutreten,  dasselbe  kann 
nun  unbeschränkt  für  alle  Materien  bestehen,  wie  in 
Preußen  und  in  den  meisten  maßgebenden  konstitu- 
tionellen Staaten,  oder  es  können  bestimmte  Materien 
davon  ausgenommen,  die  Initiative  kann  also  be- 
schränkt sein.  Beide  Fälle  wollen  wir  nacheinander 
erörtern. 

1.  Die  unbeschränkte  parlamentarische 
Initiative. 

In  Preußen  steht  dem  König  sowie  jeder  Kammer 
das  Recht  zu,  Gesetze  vorzuschlagen1)  (Art.  64  Pr.V.-U.). 
Der  Wortlaut  des  Art.  64  ist  dem  Art.  21 2 )  der  belgi- 
schen Verfassung  nachgebildet.  Wörtlich  an  Preußen 
lehnt  sich  wieder  die  Verfassung  Elsaß -Lothringens 
vom  31.  Mai  1911  an.  Art.  16  derselben  bestimmt: 
Neben  dem  Kaiser  steht  jeder  der  beiden  Kammern 
das  Recht  zu,  Gesetze  im  Bereiche  der  Landesgesetz- 
gebung vorzuschlagen. 

Ferner  kennen  Württemberg3)   (§  172  V.-U.  v. 


*)  Bornhak:  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Preußen.  1911. 
Bd.  I,  S.  523. 

v.  Rönne-Zorn:  Dasselbe.    1899.    5.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  358. 
Derselbe:   Kommentar  zur  Preußischen  Verfassungsurkunde. 
1858.    S.  125. 

Schulze:  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Preußen.  1872. 
II,  1,  S.  171. 

Schwartz:  Die  Verfassungsurkunde  des  Königsreichs  Preußen. 
1898.    Bd.  I,  S.  213. 

v.  Stengel:   Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Preußen.  1894. 

S.  90. 

3)  Errera:  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Belgien.  1909. 

S.  79. 

3)  Göz:  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg.  Tü- 
bingen 1908.    S.  213. 
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1819)  und  Baden4)  (§  65a  der  V.-U.  von  1818)  seit 
Einführung  der  Verfassung  das  Recht  der  Initiative 
für  jede  Kammer. 

Von  wichtigeren  auswärtigen  Staaten  kommen 
zunächst,  wie  schon  erwähnt,  Belgien5)  (Art. 27  V.-TJ.) 
und  Frankreich6)  in  Betracht.  Auch  sie  haben  das 
Recht  des  Gesetzesvorschlages  für  jede  Kammer, 
In  Frankreich  besteht  sogar  ein  ausschließliches 
Gesetzgebungs-Recht  der  Kammern,  während  der 
Präsident  der  Republik  nur  das  Recht  des  Vorschlages 
von  Gesetzen,  aber  sonst  keinen  Einfluß  auf  die  Ge- 
setzgebung, ja  nicht  einmal,  wie  dies  in  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall  ist,  gegen  einmal  votierte  Gesetze  ein 
aufschiebendes  Veto  hat7).  (Verf.-Ges.  vom  24.  bzw. 
25.  Februar  1875  Art.  8  §  1  bzw.  Art.  1  §  1.) 

Mehrere  Staaten  nun  wieder  hatten  die  parlamen- 
tarische Initiative  jeder  Kammer  nicht,  haben  sie 
aber  später  eingeführt.  So  Hessen8)  (Art.  19  d.  Ges. 
die  landständische  Geschäftsordnung  betr.  v.  14.  Au- 
gust 1874)  und  Sachsen9)  (Verf.-Ges.  vom  31.  März 
1849).  Hier  hatten  ursprünglich  nur  der  König  und 
die  Stände,  worunter  im  Zweifel  beide  Kammern 
gemeinschaftlich  zu  verstehen  waren,  das  in  Rede 
stehende  Recht  gehabt. 

4)  Schenkel:  Das  Staatsrecht  des  Großherzogtums  Baden. 
1884.    S.  12. 

Walz:  Dasselbe.    1909.    S.  78. 

5)  cf.  S.  15,  Anm.  2. 

6)  Lebon:  Das  Staatsrecht  der  französischen  Republik.  1886. 

S.  69. 

7)  Brie:  „Die  gegenwärtige  Verfassung  Frankreichs"  in  der 
Festschrift  der  Universität  Breslau  für  Rudolf  v.  Gneist.  1888. 
S.  52  u.  53. 

8)  Cosack:  Das  Staatsrecht  des  Großherzogtums  Hessen. 
1894.    S.  28. 

van  Calker:  Dasselbe.    1913.    S.  53  u.  154. 

9)  Mayer:  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Sachsen.  1909^ 
S.  165. 
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Von  vornherein  nicht  bestanden  hat  dasselbe  in 
England10).  Doch  hat  es  sich  dort  in  einer  solchen 
Weise  gewohuheitsrechtlich  entwickelt,  daß  sich 
überhaupt  der  Nachweis  des  Bestehens  der  Initiative 
jedes  Hauses  des  Parlaments  erübrigt. 

In  all  den  vorgenannten  Staaten  nun  hat  jede 
von  beiden  Kammern,  sei  es  von  vornherein,  sei  es 
erst  später,  ein  auf  jede  Gesetzesmaterie  bzgl.  Vor- 
schlagsrecht; von  ihnen  zu  scheiden  sind  diejenigen, 
wo  jede  der  beiden  Kammern  nur  ein  auf  bestimmte 
Materien  beschränktes  Gesetzesvorschlagsrecht  hat. 

2.  Die  beschränkte  Initiative  jeder  Kammer. 

Nennenswert  ist  hier  eigentlich  nur  der  zweit- 
größte deutsche  Bundesstaat,  das  Königreich  Bayern  "). 
Nach  der  Verfassungsur  künde  von  1818  gab  es  wie 
ja  ursprünglich  auch  in  Sachsen,  Hessen  und  Eng- 
land überhaupt  keine  Initiative  einer  Kammer.  Es 
stand  nur  dem  König  zu,  mit  Gesetzesvorschlägen 
an  die  Kammern  heranzutreten.  Erst  unter  dem 
Einfluß  der  Revolution  von  1848  wurde  die  parlamen- 
tarische Initiative  jeder  Kammer  zuerteilt,  aber  auch 
nur  im  beschränkten  Maße.  Denn  nach  dem  Gesetz 
betr.  die  ständische  Initiative  vom  4.  Juni  1848  steht 
das  Recht,  Gesetze  vorzuschlagen,  jeder  Kammer  zu, 
doch  unter  der  Beschränkung,  daß  sich  dieses  Recht 
auf  Verfassungsgesetze  nur  teilweise  erstrecken  sollte, 
(Art.  2  und  4  des  citierten  Gesetzes). 

Mit  Ausnahme  Bayerns  besteht  somit  überall 
für  jede  der  Kammern  eine  unbeschränkte  aktive 
Mitwirkung  bei  der  Staatsgesetzgebung,  sich  äußernd 
sowohl  in  der  Annahme  vorgeschlagener  Gesetze,  als 

10)  Hatscheck:  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Groß- 
britannien.   1905.    Bd.  I,  S.  446. 

n)v.  Seydel:  Bayerisches  Staatsrecht.  1888.  Bd.  I,  S.  481; 
Bd.  IT,  S.  11,  20ff. 
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in  dem  Vorschlagsrecht  eigener  Gesetzentwürfe  zur 
Annahme  durch  andere  Gesetzgebungsfaktoren. 
Wenn  nun  diese  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung 
das  Hauptrecht  und  die  Hauptpnicht  jeder  Kammer 
ist,  so  gibt  es  doch  im  Verfassungsrecht  noch  Fälle, 
in  denen  sie  aus  ihrer  Stellung  als  bloßer  Gesetz- 
gebungsfaktor hinaustritt  und  gleich  dem  Staatsober- 
haupt als  ein  mit  Souveränitäts-E-echten  bekleidetes 
Staatsorgan  erscheint.  Hauptsächlich  handelt  es  sich 
hier  um  die  Funktion  jeder  Kammer  als  Gericht  oder 
als  Anklagebehörde. 

3.  Das  Recht  der  Ministeranklage. 

Ausgebildet  ist  die  Funktion  des  Parlaments 
als  Gericht  oder  als  Anklagebehörde  in  England. 
Hier  war  ja  ursprünglich  das  Parlament  als  oberster 
Gerichtshof,  als  Zusammenfassung  der  Grafschafts- 
gerichte gedacht12].  Diese  Vorstellung  konnte  es  ja 
auch  nur  mit  sich  bringen,  daß  es  in  der  englischen 
Revolution  selbst  den  König  als  seiner  Gerichtsbar- 
keit unterstellt  ansah.  So  weit  ist  man  auf  dem 
Kontinent  nie  gegangen,  sondern  man  hat  sich  hier 
damit  begnügt,  den  Kammern  die  Möglichkeit  zu 
geben,  die  verantwortlichen  Leiter  der  Politik  wegen 
politischer  Vergehen  in  einem  außerordentlichen  Ver- 
fahren in  den  Anklagezustand  zu  versetzen.  Über 
die  erhobene  Anklage  entscheidet  meist  ein  besonderer 
Staatsgerichtshof. 

So  können  in  Preußen13),  (wo  jedoch  die  Minister- 
anklage unpraktisch  ist),  Minister  gem.  Art.  61  der 

»)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  233  ff. 
13)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  145. 

v.  Rönne-Zorn:   Staatsrecht,  a.  a.  0.,  S.  368. 

v.  Rönne:  Kommentar,  a.  a.  0.,  S.  117. 

Schulze:  a.  a.  0.,  S.  181. 

Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  191—192. 

v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  74. 
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V.-U.  der  Verfassungsverletzung,  der  Bestechung 
und  des  Verrats  angeklagt  werden.  Dasselbe  gilt 
noch  in  Württemberg14).    (§  198  V.-U.) 

In  den  übrigen  Staaten  erfolgt  die  Minister* 
anklage  teilweise  durch  Beschluß  der  2.  Kammer, 
teilweise  durch  gemeinsamen  Beschluß  beider 
Kammern,  von  ihnen  wird  deshalb  später  zu  han- 
deln sein. 

Nachdem  wir  so  jede  Kammer  in  ihren  öffent- 
lich-rechtlichen Funktionen,  einmal  als  mitwirkendbei 
der  Gesetzgebung  und  dann  in  2  Staaten  als  Trägerin 
staatlicher  Hoheitsrechte,  unmittelbar  auf  staatliche 
Angelegenheiten  haben  einwirken  sehen,  bleibt  im 
folgenden  ihre  Einwirkung  auf  solche  Staatsakte, 
die  sich  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  als  Gesetz- 
gebungsfaktor entziehen,  zu  betrachten.  Das  sind 
hauptsächlich  die  äußere  Politik  und  die  innere  Ver- 
waltung. Auf  diesen  Gebieten  kann  natürlich  wegen 
der  damit  verbundenen  Gefahr,  daß  die  Einheitlich- 
keit und  Schnelligkeit  dieser  beiden  Staatsfunktionen 
darunter  leidet,  von  einer  unmittelbaren  Teilnahme 
der  Volksvertretung  keine  Rede  sein.  Hier  kann 
sich  dieselbe  nur  mittelbar,  als  Trägerin  der  öffent- 
lichen Meinung,  als  Volksstimme  betätigen.  Das 
geschieht  dadurch,  daß  jeder  oder  beiden  Kammern 
gemeinschaftlich  ein  weitgehendes  Adresse-  und  Be- 
schwerderecht eingeräumt  ist.  Uns  hat  jedoch  vor- 
läufig nur  das  jeder  Kammer  eingeräumte  Adressen- 
recht zu  interessieren. 

4.  Das  Adressen-  und  Beschwerderecht. 

Die  mittelbare  Einwirkung  jeder  Kammer  auf 
die  Staatsleitung  geschieht  entweder  in  feierlicher 
Form,  indem  die  Kammer  eine  sogenannte  Adresse 


14)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  156  ff. 
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oder  Petition  an  das  Staatsoberhaupt  richtet,  hervor- 
gegangen aus  der  adress  in  answer  auf  die  englische15) 
Thronrede,  oder  in  weniger  feierlicher  Form  in  der 
Weise,  daß  die  Kammern  von  Untertanen  an  sie 
selbst  gerichtete  Petitionen  zur  Berücksichtigung  an 
die  Regierung  überweist.  Beide  Formen  kommen 
auch  in  Preußen16)  vor  (Art.  81).  Danach  hat  jede 
Kammer  das  Recht,  Adressen  an  den  König  zu  richten 
und  an  sie  selbst  gerichtete  Petitionen  den  Ministern 
zur  Berücksichtigung  zu  überweisen.  In  den  anderen 
deutschen  Staaten  ist  es  ähnlich.  So  hat  in  Sachsen17) 
{§  109,  110  V.-U.),  Württemberg18)  (§  125,  126  V.-U.), 
Baden19)  (§  67)  und  in  Elsaß -Lothringen  (16,  3)  jede 
Kammer  das  Adressen-  und  Beschwerderecht. 

Am  weitesten  ist  selbstverständlich  wieder  das 
B-echt,  Anträge  und  Adressen  an  den  Monarchen  zu 
richten,  in  England20)  entwickelt.  Hier  richtet  jedes 
Haus  regelmäßig  nach  der  Parlamentseröffnung  eine 
Adress  in  answer  an  den  König,  während  dies  auf 
dem  Kontinent  nur  bei  äußerst  wichtigen  Anlässen, 
Ausbruch  eines  Krieges,  großem  nationalen  Unglück, 
Dank  oder  Mißbilligung  für  ein  bestimmtes  Verhalten 
des  Monarchen,  vorkommt.  Belgien21)  zuletzt  hat  in 
betreff  des  eben  besprochenen  Rechtes  dieselben  Be- 
stimmungen wie  Preußen  (Art.  43). 

15)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  359. 

16)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  457 ff. 

v.  Rönne-Zorn:   Staatsrecht,  S.  358—359. 
v.  Rönne:  Kommentar,  S.  161  ff. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  178—179. 
Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  237. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  74. 

17)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  148 ff 

18)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  106  ff. 

19)  Schenkel:  a.  a.  0.,  S.  12. 
Walz:  a.  a.  0.,  S.  79. 

ao)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  359. 
21)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  112. 
w.  2 
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5.  Das  Recht  auf  Regelung  innerer 
Angelegenheiten. 
Nach  Erörterung  der  öffentlich-rechtlichen  Funk- 
tionen jeder  Kammer  bleibt  noch  die  Befugnis  jeder 
Kammer,  die  ihr  als  bevorrechtigte  Korporation  im 
Staate  zusteht,  zu  erörtern,  nämlich  ihre  inneren 
Angelegenheiten  selbständig  zu  regeln.  Sie  besteht 
hauptsächlich  in  folgenden  Rechten,  die  immer  wieder- 
kehren: Prüfung  der  Legitimation  ihrer  Mitglieder, 
d.  h.,  daß  die  Kammer  selbst  darüber  zu  be- 
stimmen hat,  ob  jemand  berechtigt  ist,  ihr  anzu- 
gehören, Regelung  des  Geschäftsganges  und  der 
Disziplin  ihrer  Mitglieder  durch  eine  Geschäfts- 
ordnung und  Wahl  ihres  Präsidenten,  der  Vizepräsi- 
denten und  Schriftführer. 

a)  Die  Prüfung  der  Legitimation  der  Mitglieder. 
Dieselbe  steht  jeder  Kammer  zu:  in  Preußen22) 
(Art.  78  V.-U.),  Bayern33)  (Art.  1  d.  Verf.-Ges.  betr. 
den  Geschäftsgang  des  Landtags  vom  19.  Januar 
1872),  Sachsen24)  (Ges.  v.  12.  Oktober  1874,  §  6), 
Baden25)  (§  41  V.-U.),  Hessen36)  (Art.  7  d.  Ges.  v. 
17.  Juni  1874),  England27),  Belgien28)  (Art.  46)  und 
Frankreich29). 


22)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  459 ff. 

v.  Rönne-Zorn:  Staatsrecht,  S.  368. 
v.  Rönne:  Kommentar,  S.  155. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  181. 
Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  229. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  86. 

23)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  II,  S.  167. 

24)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  141  ff. 

25)  Schenkel:   a.  a.  0.,  S.  10. 
Walz:   a.  a.  0.,  S.  80ff. 

26)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  26  ff. 
van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  61. 

27)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  382 ff. 

28)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  105. 
39)  Lebon:  a.  a.  0.,  S.  69. 
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Von  den  von  uns  in  Betracht  gezogenen  Staaten 
machen  Elsaß-Lothringen  und  Württemberg30)  in- 
sofern eine  Ausnahme,  als  die  Verfassung  ersteren 
Bundesstaates  die  Legitimationsprüfung  einem  Zivil- 
senat des  Oberlandesgerichts  Kolmar  überträgt 
(9.  d.  V.-TL),  während  dieselbe  in  Württemberg 
durch  den  ständischen  Ausschuß  erfolgt  (159  u. 
160  V.-TL). 

b)  Die  Aufstellung  der  Geschäftsordnung. 

Jede  Kammer  kann  die  Art  ihrer  Verhandlung, 
B-edefolge,  Disziplin  usw.  durch  eine  Geschäfts- 
ordnung, die  sie  sich  selbst  gibt,  regeln.  Diese  Be- 
fugnis wird  ihr  entweder  durch  die  Verfassungs- 
urkunde oder  durch  besondere  Verfassungsgesetze 
zuerkannt:  in  Preußen31)  (Art.  78),  Bayern32)  (§  1 
des  Verf.- Ges.  betr.  den  Geschäftsgang  des  Land- 
tages vom  19.  Januar  1872),  Sachsen33)  (Landtags- 
ordnung vom  12.  Oktober  1874,  §  1),  Württemberg34) 
(§  164a,  Gesetz  vom  23.  Juni  1874),  Baden35)  [hier 
geht  das  Recht  jeder  Kammer,  sich  eine  Geschäfts- 
ordnung zu  geben,  nicht  aus  der  Verfassung  direkt 
hervor,  sondern  ergibt  sich  aus  Art.  48  a  V.-TL,  wo- 
nach kein  Kammermitglied  für  seine  Äußerung  in 
der  Kammer  anders  als  nach  Maßgabe  der  Geschäfts- 
ordnung zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann]> 

30)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  131  ff. 

31)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  440. 

t.  Rönne-Zorn :  Staatsrecht,  S.  368. 

v.  Rönne:  Kommentar,  S.  155. 

Schulze:  a.  a.  0.,  S.  185. 

Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  229. 

v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  86. 
3a)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  II,  S.  198 ff. 
33)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  141. 
3*)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  106. 
35)  Schenkel:  a.  a.  0.,  S.  11. 

Walz:   a.  a.  0.,  S.  82. 
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Hessen36)  (Gesetz  betr.  die  Geschäftsordnung  vom 
17.  Juni  1874),  Elaß- Lothringen  (13),  England37), 
Belgien38)  (Art.  35—40)  und  Frankreich39). 

c)  Das  Recht  jeder  Kammer,  die  Sitzungen  für 
geheim  zu  erklären. 
Im  engen  Zusammenhange  mit  dem  Recht  auf 
eigene  Aufstellung  der  Geschäftsordnung  steht  das 
Recht  jeder  Kammer,  ihre  Sitzungen  für  geheim  zu 
erklären.  Dies  geschieht  durch  Beschluß  und  in  dem 
Falle,  wenn  Dinge  verhandelt  werden  sollen,  die  sich 
nicht  für  die  Öffentlichkeit  eignen,  so  in  Preußen40) 
(Art.  79),  Bayern41)  (Art.  13  d.  Ges.  v.  19.  Januar 
1872),  Sachsen42),  Württemberg43)  (§  168  Ges.  v. 
23.  Juni  1874),  Elsaß-Lothringen  [hier  ist  dies  nicht 
ausdrücklich  in  der  Verfassung  bestimmt.  Art.  15 
spricht  davon,  daß  die  Verhandlungen  der  Kammern 
öffentlich  sind.  Das  spricht  nicht  gegen  eine  Be- 
fugnis der  Kammer,  die  Öffentlichkeit  auszuschließen], 
England44),  Belgien45)  (Art.  36)  und  Frankreich46). 

Wenn  nun  in  bezug  auf  die  vorgenannten  Rechte 
jeder  Kammer  eine  grundsätzliche  Übereinstimmung 
herrscht,  so  läßt  sich  dieselbe  in  bezug  auf  die  Wahl 
des  Präsidiums  jeder  Kammer  nicht  feststellen. 

36)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  26. 

37)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  384 ff. 

38)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  112-113. 

39)  Lebon:  a.  a.  0.,  S.  69. 

40)  Bornhak:   a.  a.  0.,  S.  450. 

v.  Rönne-Zorn:  Staatsrecht,  S.  395. 
v.  Rönne:  Kommentar,  S.  155. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  192. 
Schwartz:   a.  a.  0.,  S.  229. 
v.  Stengel:   a.  a.  0.,  S.  86. 

41)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  II,  S.  221. 

42)  Mayer:   a.  a.  0.,  S.  141. 

43)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  141. 

44)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  382. 

45)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  110. 

46)  Lebon:  a.  a.  0.,  S.  69. 
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d)  Die  "Wahl  des  Vorstandes. 
Teils  wählt  jede  Kammer  ihr  gesamtes  Präsidium, 
wie  in  Preußen47)  (Art.  78),  Sachsen48)  (§  6  und  7, 
Ges.  v.  12.  Oktober  1874),  Elaß-Lothringen,  Belgien49) 
(Art.  36)  und  England50),  teils  wird  der  Präsident 
der  1.  Kammer  vom  Staatsoberhaupt  ernannt,  so  in 
Bayern51)  (Art.  6  d.  Ges.  v.  19.  Januar  1872),  Baden52) 
§  45  Ges.  v.  21.  November  1869)  und  Hessen53)  (Art.  2 
Ges.  v.  17.  Juni  1874),  während  das  übrige  Präsidium 
frei  wählbar  ist,  teils  ist  auch  noch  die  Wahl  des 
1.  Vizepräsidenten  der  1.  Kammer  auf  den  Kreis 
ihrer  standesherrlichen  Mitglieder  beschränkt,  wie  in 
Württemberg54)  (164  V.-U.). 

6.  Besondere  Fälle  der  Einzelwirksamkeit 
jeder  Kammer. 

Nachdem  so  die  in  allen  besprochenen  Staaten 
gemeinsamen  Hechte  jeder  Kammer  erörtert  worden 
sind,  bleiben  noch  diejenigen  zu  besprechen,  die  jede 
Kammer  nur  in  einzelnen  Staaten  hat.  Es  kommen 
hierfür  in  Betracht  von  deutschen  Bundesstaaten 
Bayern,  Sachsen,  Baden  und  Hessen,  von  außer- 
deutschen England  und  Frankreich. 

Die  Befugnisse  jeder  Kammer  sind  hier  so  ver- 
schiedener Natur,  daß  sie  nicht  nach  Materien  be- 

47)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  443. 

v.  Rönne-Zorn :   Staatsrecht,  S.  368. 
v.  Rönne:  Kommentar,  S.  155 ff. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  187. 
Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  229. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  86. 

48)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  141. 

49)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  110. 

50)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  382—384. 

51)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  II,  S.  209 ff. 
53)  Schenkel:   a.  a.  0.,  S.  10. 

Walz:  a.  a.  0.,  S.  83 ff. 

53)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  26. 

van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  59-60. 

54)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  106. 
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sprochen  werden  können,  sondern  zweckmäßig  nach 
obigen  Staaten  geordnet. 

In  Bayern55)  hat  jede  Kammer  das  Recht,  einen 
Kommissar  zu  wählen,  der  an  den  Verhandlungen  der 
Schuldentilgungskommission  teilnimmt  (V.-U.  VII,  §  14;. 

In  Sachsen56)  (§  34  Landtagsordnung  v.  12.  Oktober 
1874)  und  Baden57)  (§  51,  2  V.-U.)  hat  jede  Kammer 
die  Mitglieder  der  für  die  Zeit,  in  der  die  Kammern 
nicht  versammelt  sind,  bestehenden  Zwischendeputa- 
tionen oder  landständische  Ausschüsse  zu  wählen,  in 
Hessen58)  die  Mitglieder  des  die  Gesetze  vorbereitenden 
Ausschusses  (Art.  63  u.  79  V.-U.). 

In  England59)  hat  jede  Kammer  eine  Menge  Be- 
fugnisse, die  sich  zum  großen  Teil  mit  aus  der  Stellung 
beider  Häuser  als  oberste  Gerichtshöfe  herschreiben, 
teils  auch  auf  die  Stellung  des  Parlaments  als  oberstes 
Regierungsorgan  hindeuten.  Für  den  ersten  Fall 
kommt  besonders  die  Befugnis  jedes  Hauses,  Eide 
abzunehmen  und  Zeugen  vorzuladen,  in  Betracht, 
sowie  das  Recht,  bei  contempt  of  court,  Verachtung 
seiner  Gerichtshoheit,  Freiheitsstrafen  zu  verhängen. 
Diese  können  allerdings  nur,  da  die  Eigenschaft  des  Parla- 
ments als  Staatsorgan  mit  Ablauf  der  Session  erlischt, 
für  so  lange  verhängt  werden,  als  die  Session  dauert. 

Der  zweite  Fall  ist  das  Recht  jedes  Hauses,  sich 
auf  unbestimmte  Zeit  zu  vertagen,  ohne  daß  die 
Regierung  irgendwie  mitzureden  hätte. 

In  Belgien60)  hat  jede  der  Kammern  ein  ähnliches 
Recht.    Sie  kann  sich  nämlich,  falls  sie  nicht  für  den 

55)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  II,  S.  212  ff. 

56)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  143. 

57)  Schenkel:  a.  a.  0.,  S.  11. 
Walz:  a.  a.  0.,  S.  91-92. 

58)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  28. 
van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  60. 

59)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  422. 

60)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  103. 
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durch  die  Verfassung  bestimmten  Termin  einberufen 
ist,  selbst  versammeln.  Auch  hat  sie  gleichfalls  wie 
die  englischen  Häuser  (Art.  70)  die  Befugnis  der 
Enquete  oder  parlamentarischen  Untersuchung,  das 
sie  durch  Kommissionen  ausübt  (Art.  40).  Die  Kom- 
missionen haben  dann  das  Recht,  Zeugen  zu  ver- 
nehmen und  Zeugniszwang  auszuüben  wie  ein  Unter- 
suchungsrichter. 

Die  französischen61)  Kammern  haben  zunächst, 
ebenso  wie  die  englischen  und  belgischen  das  Enquete- 
Recht,  außerdem  kann,  anders  wie  in  den  meisten 
konstitutionellen  Staaten,  der  Präsident  der  Republik 
ohne  ihre  Zustimmung  keinen  Krieg  erklären  und 
keinen  Frieden  schließen.  Des  weiteren  kann  jede 
Kammer  durch  Majoritätsbeschluß  erklären,  daß  Anlaß 
zur  Revision  der  Verfassung  der  Republik  gegeben 
sei.    (Art.  8  d.  Ges.  vom  25.  Februar  1875.) 

Nachdem  wir  so  alle  Rechte  betrachtet  haben, 
die  möglicherweise  jede  Kammer  haben  kann,  wobei 
uns  beide  Kammern  als  prinzipiell  gleichberechtigt 
erschienen,  bleiben  uns  im  nächsten  Abschnitt  die 
Kammern  als  ungleich  berechtigte,  jede  vor  der 
anderen  als  mit  besonderen  Vorzugsrechten  aus- 
gestattete Organe,  zu  besprechen. 

IL  Vorzugsrechte  einer  Kammer  vor  der  anderen. 

Die  Vorzugsrechte  einer  Kammer  haben  sich  teils 
wie  in  England  historisch  entwickelt,  teils  sind  sie 
aus  der  Ansicht  hervorgegangen,  daß  der  2.  Kammer 
als  tatsächlichen  Vertreterin  der  großen  Masse  des 
Volkes  ein  größerer  Einfluß  auf  die  Gesetzgebung 
werde  zuerkannt  werden  müssen  als  der  ersten,  die 
ja  nominell  auch  Vertreterin  des  ganzen  Volkes  ist, 


61)  Brie:  a.  a.  0.,  S.  26,  28  u.  59. 
Lebon:  a.  a.  0.,  S.  72. 
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in  Wirklichkeit  aber  und  namentlich  dort,  wo  sie  auf 
aristokratischer  Grundlage  aufgebaut  zu  sein  pflegt, 
nur  eine  kleine  Minderheit  vertritt. 

Eine  Hauptmaterie  der  Gesetzgebung  nun,  die 
das  Volk  in  seiner  Masse  betrifft,  ist  die  über  die 
Finanzen  und  über  den  Etat.  Deshalb  sind  auf 
diesem  Gebiete  der  2.  Kammer  weitgehende  materiell© 
Vorrechte  vor  der  ersten  gewährt,  während  die  Vor- 
rechte der  1.  Kammer  nur  mehr  formellen  Cha- 
rakter tragen.  Als  die  wichtigeren  sind  deshalb 
zunächst  die  Vorrechte  der  2.  Kammer  zu  besprechen. 

1.   Die  Vorrechte  der  2.  Kammer. 
Feststellen  lassen  sich  nur  und  auch  nur  bei 
einer  geringen  Anzahl  von  Staaten  das  oben  erwähnte 
Vorrecht  bei  der  Finanzgesetzgebung  und  das  Anklage- 
monopol gegen  Minister. 

a)  Die  Vorrechte  bei  der  Finanzgesetzgebung. 

In  den  meisten  Staaten  sind  die  Rechte  beider 
Kammern  in  bezug  auf  diese  Materie  vollkommen 
gleich  und  wird  kein  Unterschied  zwischen  Finanz- 
und  anderen  Gesetzen  gemacht. 

Vorrechte  der  2.  Kammer  auf  dem  besprochenen 
Gebiete  bestehen  gegenwärtig  in  Preußen  und  Hessen, 
Belgien,  Württemberg,  Baden  und  England. 

In  den  drei  erstgenannten  Staaten  besteht  die 
übereinstimmende  Bestimmung,  daß  Gesetzentwürfe, 
die  sich  auf  die  Finanzen  oder  die  Feststellung  des 
Etats  beziehen,  von  der  Regierung  zuerst  vor  das 
Abgeordnetenhaus  bzw.  2.  Kammer  gebracht  werden 
müssen,  welches  sie  wie  alle  übrigen  Gesetze  behandeln 
kann,  d.  h.  Zusätze,  Abstriche  usw.  machen  kann, 
während  das  Herrenhaus  (bzw.  1 .  Kammer  bzw.  Senat) 
nur  die  Möglichkeit  hat,  sie  in  der  ihnen  von  der 
2.  Kammer  gegebenen  Gestalt  en  bloc  anzunehmen 
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oder  zu  verwerfen.  (Preußische62)  Verfassungsurkunde 
Art.  62,  Hessische63)  Verfassungsurkunde  (Art.  67,  2r 
constit.  beige6*)  Art.  105.) 

In  Baden  und  "Württemberg  hatten  bis  zum 
Jahre  1904  bzw.  1906  ähnliche  Vorrechte  der  2.  Kammer 
wie  in  den  vorgenannten  Staaten  gegolten,  sie  wurden 
dann  aber  folgendermaßen  abgeändert: 

In  Baden65)  kommen  zwar  die  Finanzgesetze  auch 
zuerst  vor  die  2.  Kammer,  und  kommen  erst,  wenn 
dieselbe  sie  angenommen  hat,  an  die  1.  Kammer, 
doch  ist  das  E-echt  derselben  jetzt  insofern  erweitert, 
daß  auch  sie  nun  über  die  einzelnen  Teile  der  Vorlage 
gesondert  beraten  und  beschließen  kann.    (§  61  V.-U.) 

In  Württemberg66)  kann  jetzt  wie  in  Baden  die 
1.  Kammer  Abänderungen  am  Etat  beschließen.  Mit 
diesen  Abänderungen  versehen,  geht  derselbe  nun  an 
die  2.  Kammer  zurück,  die  nochmals  zu  beraten  und 
zu  beschließen  hat;  faßt  sie  nun  einen  von  dem  der 
1.  Kammer  abweichenden  Beschluß,  so  gilt  doch  ihr 
Beschluß  als  der  der  gesamten  Ständeversammlung. 
(§  181,  1  und  2  V.-U.).    Der  Vorteil  nun,  den  die 

1.  Kammer  durch  die  Möglichkeit  der  abschnittweisen 
Beschlußfassung  über  die  Finanzgesetzentwürfe  er- 
langt, wird  hier  dadurch,  daß  am  letzten  Ende  die 

2.  Kammer  souverän  über  das  Budget  gebietet, 
illusorisch. 


62)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  525. 

v.  Rönne-Zorn:   Staatsrecht,  S.  358. 
v.  Rönne:  Kommentar,  S.  119. 
Schulze:   a.  a.  0.,  S.  219. 
Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  194 ff. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  169. 

63)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  28. 

van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  201. 
6*)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  178. 

65)  Jellinek:  Der  Anteil  der  1.  Kammer  an  der  Finanzgesetz- 
gebung in  der  Festgabe  für  Laband.    1908.    S.  116 — 117. 

66)  Jellinek,  a.  a.  0.,  S.  118-119. 
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In  England67)  bestanden  bis  zum  Jahre  1911  ähn- 
liche Bestimmungen  bzgl.  des  Budgets  wie  in  Preußen. 
Dieselben  waren  aber  nur  theoretisch.  Denn  tat- 
sächlich war  eine  Verwerfung  des  Budgets  durch  das 
Oberhaus  in  langer  Zeit  nicht  erfolgt,  so  daß  das 
Unterhaus  auf  diesem  Gebiete  allein  bestimmte.  Als 
nun  aber  doch  einmal  im  Jahre  1911  das  Oberhaus 
von  der  Budgetverwerfung  als  politischem  Kampf- 
mittel Gebrauch  machte,  unterlag  es  in  diesem 
heraufbeschworenen  Kampfe,  so  daß  auch  eine  ver- 
fassungsmäßige Einschränkung  seiner  Rechte  bzgl. 
des  Budgets  erfolgte;  es  steht  ihm  nunmehr  kein 
absolutes  Veto  bzgl.  der  Beschlüsse  des  Unterhauses 
mehr  zu. 

b)  Das  Anklagemonopol  der  2.  Kammer. 

Das  Recht,  Minister  wegen  Verfassungsver- 
letzungen usw.  in  den  Anklagezustand  zu  versetzen, 
steht,  wie  wir  schon  oben  gesehen  haben,  in  den 
meisten  Staaten  jeder  Kammer  zu.  Eine  Aus- 
nahme hiervon  bilden  Baden,  Belgien  und  Frank- 
reich; hier  hat  die  2.  Kammer  allein  das  Recht, 
einen  Minister  durch  Beschluß  anzuklagen  (Baden68), 
Ges.  vom  28.  Februar  1868,  Belgien69),  Art.  90 
V.-U.,  Frankreich70),  Art.  12,  §  2,  Verf.-Ges.  vom 
16.  Juli  1875). 

Man  ist  hier  anscheinend  wieder  von  der  An- 
nahme ausgegangen,  daß  die  2.  Kammer  tatsächlich 
die  Masse  des  Volkes  vertritt,  die  ja  durch  Vergehen 


67)  Breslauer  Zeitung  vom  31.  Mai  1911,  Nr.  150.  Leitartikel: 
„Die  englischen  Konservativen  und  der  Volkswille",  und  vom 
3.  Oktober  1913,  Nr.  274.  Leitartikel:  „Die  Ulster- Rebellion«. 
Absatz  1,  letzter  Satz. 

«8)  Schenkel:   a.  a.  0.,  S.  16—17. 
Walz:  a.  a.  0.,  S.  104. 

69)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  63—64. 

™)  Brie:   a.  a.  0.,  S.  34  u.  55. 
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an  leitender  Stelle  am  meisten  getroffen  wird;  und 
hat  ihr  deshalb  allein  das  Recht  gegeben,  ein  dies- 
bezügliches Verfahren  in  Gang  zu  bringen. 

2.  Die  Vorrechte  der  1.  Kammer. 
Den  Vorrechten  der  2.  Kammer,  die  wesentlich 
politischer  Natur  sind,  gegenüber,  sind  die  der 
1.  Kammer  wieder  mehr  Ehrenvorrechte,  hervor- 
gegangen aus  dem  Bewußtsein,  daß  die  1.  Kammer 
die  Spitzen  der  Gesellschaft,  wenigstens  in  den 
deutschen  Staaten,  in  sich  vereinigt,  sei  es  nun  an 
vornehmer  Geburt,  großem  Besitz  oder  besonders 
umfassender  Bildung.  Sie  hat  deshalb  folgende 
Rechte : 

a)  Leitung  gemeinsamer  Sitzungen  beider  Kammern. 

Treten  unter  später  abzuhandelnden  Voraus- 
setzungen die  Kammern  zu  gemeinschaftlichen 
Sitzungen  zusammen,  so  hat  in  diesen  der  Präsident 
der  1.  Kammer  den  Vorsitz.  In  Preußen71)  ist  dies 
zwar  nicht  verfassungsmäßig  bestimmt,  aber  ständiger 
Brauch.  Verfassungsmäßig  bestimmt  ist  es  aber  in 
Hessen72)  (Art.  75,  2  V.-U.)  und  Frankreich73)  (Verf.- 
Ges.  vom  16.  Juli  1875,  Art.  11,  §  2). 

b)  Die  Entscheidung  über  erhobene  Ministeranklagen. 

Die  Entscheidung  über  von  der  2.  Kammer  er- 
hobene Ministeranklagen  ist  in  Baden74)  und  Frank- 
reich75) von  der  1.  Kammer  zu  entscheiden,  dieselbe 

71)  Arndt:    „Staats-   und    Verwaltungsrecht"    in  Birkmeyers 
Enzyklopädie.    1900.    S.  847. 
7a)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  28. 

van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  202. 
73)  Brie:  a.  a.  0.,  S.  52. 
7*)  Schenkel:  a.  a.  0.,  S.  17. 

Walz:  a.  a.  0.,  S.  105. 
75)  Brie:   a.  a.  0.,  S.  55.  • 

Lebon:  a.  a.  0.,  S.  55. 
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fungiert  also  hier  als  Staatsgerichtshof  (Baden,  Ges. 
vom  20.  Februar  1868.  Frankreich,  Verf. -Ges.  vom 
24.  Februar  1875,  Art.  9), 

c)  Die  1.  Kammer  als  Appellgerichtshof  gegenüber 
der  2.  Kammer. 
Ausgehend  von  der  ursprünglichen  Natur  des 
Parlaments  als  Gerichtshof,  hat  in  England 76)  noch 
heute  das  Oberhaus  das  Vorrecht  vor  dem  Unter- 
haus, als  Appellationsgerichtshof  zu  fungieren.  Das 
Oberhaus  ernennt  aus  seiner  Mitte  die  Mitglieder 
dieses  höchsten  Gerichtshofes.  Vorsitzender  desselben 
ist  der  Lordkanzler,  der  Präsident  des  Oberhauses. 
Das  Verfahren  vor  ihm  wird  in  Gang  gebracht  durch 
eine  auf  Pergament  gedruckte  Petition,  die  die  Bitte 
an  das  Oberhaus  enthält,  ein  Urteil  des  high  court  of 
appael  noch  einmal  zu  überprüfen,  before  his  Majesty 
the  King  in  his  court  of  parliament. 

Nachdem  wir  so  die  Vorrechte,  die  eine  Kammer 
von  der  anderen  hat,  zusammengestellt  haben,  bleibt 
uns  noch  das  letzte  Verhältnis,  in  welchem  beide 
Kammern  zueinander  stehen,  zu  betrachten,  nämlich 
die  Fälle,  in  denen  dieselben  gemeinschaftlich  handeln. 

III.  Das  Zusammenwirken  beider  Kammern. 

Das  Zusammenwirken  beider  Kammern  kann  nun 
teils  enger  sein,  so  daß  die  Kammern  bei  bestimmten 
Gelegenheiten  gemeinsame  Sitzungen  abhalten,  oder 
weiter,  indem  sie  z.  B.  gemeinschaftlich  dieselbe 
Willenserklärung  abgeben. 

1.  Gemeinschaftliche  Tagung  beider  Kammern. 

Eine  gemeinschaftliche  Tagung  findet  in  der 
Regel  nur  bei  feierlichen  Gelegenheiten  statt,  die 
wichtige  Augenblicke  im  Dasein  des  Staates,  seines 

76)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  537. 
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Oberhauptes  oder  der  Volksvertretung  selbst  dar- 
stellen, und  wo  es  dem  Ansehen  der  Volksvertretung 
sowohl  nach  oben  wie  nach  unten  förderlich  ist,  daß 
sie  als  Einheit  auftritt.  Solche  Gelegenheiten  sind 
besonders  Parlaments  -  Eröffnung  und  -Schließung, 
Regierungsantritt  eines  neuen  Herrschers,  Bestellung 
einer  Regentschaft  usf.;  wir  wollen  nun  der  Reihe 
nach  diese  Gelegenheiten  durchgehen,  aus  Anlaß 
derer  die  Kammern  gemeinschaftliche  Sitzungen 
halten. 

Folgerichtig  wird  hierbei  jener  Staatsakt  voran- 
gestellt, der  die  Volksvertretung  als  Staatsorgan 
überhaupt  erst  existent  macht,  nämlich  die  Eröffnung 
bezw.  Schließung  der  Kammern. 

a)  Eröffnung  und  Schließung  der  Kammern. 

Diese  kann  nun  entweder  verfassungsgemäß  in 
gemeinsamer  Sitzung  zu  erfolgen  haben,  oder  es 
können  die  Formen,  unter  denen  sie  geschieht,  vom 
Staatsoberhaupte  bestimmt  werden.  Ersteres  ist  der 
Fall  in  Preußen77).  Dort  geschieht  die  Eröffnung  und 
Schließung  der  vereinigten  Kammern  durch  den  König 
in  Person  (Art.  77  V.-U.).  Dasselbe  drückt  die  Ver- 
fassung in  Baden78)  (Art.  68)  und  Hessen79)  (Art.  88 
V.-U.)  aus. 

Nicht  ausdrücklich  in  der  Verfassung  bestimmt, 
aber  aus  ihrem  Wortlaut  zu  schließen  ist  die  Er- 
öffnung und  Schließung  der  Kämmern  in  gemein- 


77)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  432 ff. 

v.  Rönne-Zorn:   Staatsrecht,  S.  338  ff. 
v.  Rönne:   Kommentar,  S.  154. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  183ff. 
Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  227  ff. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  85. 

78)  Schenkel:  a.  a.  0.,  S.  10. 
Walz:  a.  a.  0.,  S.  85—86. 

79)  Cosack:   a.  a.  0.,  S.  25. 

van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  58—59. 
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samer  Sitzung  in  Sachsen80)  (Art.  117)  und  Württem- 
berg81) (Art.  186),  in  deren  Verfassungen  es  heißt, 
daß  der  König  die  Ständeversammlung  beruft  und 
entläßt. 

In  Bayern82)  werden  nach  Art.  3  des  Gesetzes 
vom  19.  Januar  1872  die  Formen  der  Eröffnung  des 
Landtags  vom  König  bestimmt.  Tatsächlich  ist  diese 
Form  der  Eröffnung  und  Schließung  eine  gemeinsame 
Sitzung  der  Kammer  der  Reichsräte  und  der  Abgeord- 
netenkammer. 

In  England83)  vollzieht  sich  die  Parlaments- 
eröffnung in  einer  Art  Zusammentritt  beider  Häuser, 
nämlich  in  folgender  Weise: 

Der  König  begibt  sich  zum  Zwecke  der  Parla- 
mentseröffnung, umkleidet  von  allem  mittelalterlichen 
Pomp,  in  das  Oberhaus,  wohin  die  Gemeinen  entboten 
und  aufgefordert  werden,  einen  Sprecher  zu  erwählen. 
Dies  ist  der  eigentliche  Akt  der  Parlamentseröffnung. 
Es  geschieht  dies  im  Oberhause  in  Anwesenheit  der 
Mitglieder  des  Ober-  und  Unterhauses.  Die  letzteren, 
in  Wirklichkeit  die  Träger  der  Souveränität,  bitten 
dann  in  aller  Demut,  nachdem  sie  den  Sprecher  in 
ihrem  Hause  gewählt  haben,  um  die  königliche  Be- 
stätigung für  die  Wahl. 

Eine  Ausnahme  von  der  Eröffnung  durch  den 
Monarchen  in  gemeinsamer  Sitzung  machen  Elsaß- 
Lothringen  und  Belgien. 

In  ersterem  Bundesstaate  ist  ein  gemeinsames 
Tagen  beider  Kammern  nicht  bestimmt,  und  Art.  11,2 
der  V.-U.  spricht  nur  von  einer  gleichzeitigen  Er- 
öffnung und  Schließung  beider  Kammern,  woraus 
der  Schiaß  zu  ziehen  ist,  daß  ein  Zusammentritt  der 

?0)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  138. 

81)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  137  u.  139. 

82)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  196  u.  251 6. 

83)  Hatscheck:  a.  a.  0..  S.  357—369. 
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Kammern  zu  dem  besprochenen  Zwecke  nicht  statt- 
haft ist. 

In  Belgien84)  ist  zwar  eine  Eröffnung  der  Kammern 
durch  den  König  üblich,  dieselben  haben  aber  nach 
Art.  70  const.  beige  das  Recht,  sich  auch  ohne 
königliche  Berufung  oder  Eröffnung  am  2.  November- 
Dienstag  jährlich  zu  versammeln. 

Zurückblickend,  können  wir  nun  sagen,  in  den 
deutschen  Staaten  herrscht  formell  und  materiell  tat- 
sächlich eine  Eröffnung  des  Parlaments,  in  Belgien 
ein  Selbstversammlungsrecht  der  Kammern,  in  Eng- 
land nur  eine  rein  formelle  Parlamentseröffnung  mit 
Unterhaus  und  Oberhaus,  mit  dem  Anschein  der  ge- 
waltigsten Souveränität  des  Königs  und  der  Tatsache 
der  Souveränität  des  Unterhauses. 

b)  Die  Eidesleistung  des  Monarchen. 
Ein  gleich  der  Parlamentseröffnung  wichtiger 
Staatakt  ist  der  Regierungsantritt  eines  neuen 
Monarchen,  ja  vielleicht  in  wahrhaft  monarchischen 
Staaten  für  die  Gesamtheit  des  Volkes  noch  bedeut- 
samer. 

Um  den  Regierungsantritt  eines  neuen  Monarchen 
auch  äußerlich  zu  manifestieren,  ist  es  in  allen  kon- 
stitutionellen Staaten  üblich,  daß  der  Monarch  einen 
Eid  schwört,  die  Verfassung  des  Staates  treu  zu 
halten  und  in  Ubereinstimmung  mit  den  Gesetzen 
zu  regieren.  In  vielen  Staaten  nun  geschieht  diese 
Eidesleistung  vor  beiden  vereinigten  Kammern,  als 
gleichsam  den  Vertretern  des  ganzen  Volkes;  in 
einigen  wenigen  vor  einem  bestimmten  Personen- 
kreis, der  aber  auch  das  Volk  vorstellen  soll.  Wir 
wollen  zunächst  die  Eidesleistung  vor  vereinigten 
Kammern  besprechen.    Sie  findet  zunächst  statt  in 


u)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  103. 
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Preußen85);  nach  Art.  54,  2  V.-U.  leistet  der  König 
in  Gegenwart  der  vereinigten  Kammern  das  eidliche 
Gelöbnis,  die  Verfassung  des  Königreiches  fest  und 
unverbrüchlich  zu  halten  und  in  Übereinstimmung 
mit  derselben  und  den  Gesetzen  zu  regieren.  Sehr 
interessant  ist  es  bei  dieser  Gelegenheit,  einen  Blick 
auf  die  rechtliche  Bedeutung  dieses  Eides  zu  werfen. 

Irgendwelche  rechtliche  Bedeutung  ist  ihm, 
wenigstens  in  Preußen,  nicht  beizumessen.  Denn 
nirgends  steht  in  der  Verfassung  geschrieben,  daß 
von  seiner  Leistung  etwa  die  Ausübung  der  könig- 
lichen Gewalt  abhängig  sei.  Diese  geht  vielmehr 
kraft  Gesetzes  nach  Erledigung  des  Thrones  auf  den 
Nachfolger  über  gern,  Art.  53  V.-U.  In  Preußen 
kann  der  König  die  Eidesleistung  überhaupt  unter- 
lassen, oder  erst  später  vornehmen.  Er  würde  des- 
halb doch  König  sein.  Man  hat  in  Preußen,  trotz- 
dem mancher  Artikel  der  Verfassungsurkunde  wört- 
lich aus  der  belgischen  Verfassung  übernommen  ist, 
doch  Bedenken  getragen,  den  für  Preußen  etwas  zu 
konstitutionellen  Satz:  „II  ne  prend  possession  du 
trone  qu' apres  avoir  sollonellement  le  serment"  mit 
zu  übernehmen.  In  Belgien86)  hat  also  der  Eid  recht- 
lichen Charakter,  indem  vor  seiner  Leistung  der 
König  die  königliche  Gewalt  nicht  ausüben  kann. 
In  Preußen87)  ist  das  eidliche  Gelöbnis  des  Art.  54 

85)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  191. 

v.  Rönne-Zorn:  Staatsrecht,  S.  369. 
v.  Rönne:  Kommentar,  S.  109. 
Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  159. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  203-204. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  43. 

86)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  45. 

8T)  Bornhak:  a.  a.  0.,  S.  191. 
v.  Rönne:  Staatsrecht,  S.  369. 
v.  Rönne:  Kommentar.  S.  109. 
Schwartz:   a.  a.  0.,  S.  159. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  203-204. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  189. 
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nur  ein  Versprechen  rein  formellen  Charakters,  indem 
der  neue  König  vor  beiden  Kammern  als  gleichsam 
dem  ganzen  Lande  sich  als  an  die  Verfassung  und 
die  Gesetze  gebunden  erklärt. 

Außer  in  dem  schon  erwähnten  Belgien88)  findet 
eine  feierliche  Eidesleistung  des  Königs,  wenngleich 
nicht  vor  vereinigten  Kammern,  so  doch  öffentlich, 
in  England89)  statt. 

England,  dessen  ganzes  konstitutionelles  Leben 
sich  in  uralten  germanischen  Gebräuchen  vollzieht, 
so,  wie  es  auch  am  reinsten  germanische  Rechts- 
gebräuche  und  Kultur  sich  erhalten  hat,  kennt  seit 
alters  den  Königseid.  Er  wurde  und  wird  noch  heute 
geleistet  vor  der  Krönung  des  Königs,  nach  seiner 
Präsentation  vor  dem  Volke,  nämlich  der  in  die 
Westminsterabtei  zur  Krönungsfeier  geladenen  Fest- 
versammlung. Der  Eid  trägt  noch  heute  den  Charakter 
einer  Wahlkapitulation  an  sich,  denn  erst  nach  seiner 
Leistung  findet  die  Krönung  und  Huldigung  vor  dem 
Könige  statt.  Im  Volke  lebt  durch  diese  Zeremonie 
heute  noch  die  Vorstellung,  daß  nach  dem  Eide  und 
der  Krönung  der  König  erst  ein  echter  König  ist. 
Entgegengesetzt  zum  deutschen  Staatsrecht  ist  die 
Leistung  des  Eides,  die  mit  der  Krönung  zeitlich 
zusammenfällt,  nach  der  Act  of  Settlement  von  1707, 
Art.  2,  II  und  der  Bill  of  Rights,  Art.  10  geradezu 
eine  Bedingung  des  Erwerbes  der  Königs  würde90). 
Zwar  gilt  der  Satz  „the  king  newer  dies",  bei  Er- 
ledigung des  Thrones  wird  der  Thronfolger  ohne 
weiteres  König,  jedoch  vorbehaltlich  der  Leistung  des 
Eides  und  der  Krönung.  Der  Eid  hat  also  in  Eng- 
land eine  hohe  juristische,  nicht  nur  wie  in  Deutsch- 
land eine  rein  formelle  Bedeutung.    Doch  geht  die- 

88)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  45. 

89)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  596 ff. 

90)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  357. 

w.  3 


34  — 


selbe  wieder  nicht  so  weit  wie  nach  belgischem  Staats- 
recht, wo  überhaupt  die  Erlangung  der  königlichen 
Gewalt  von  der  Leistung  des  Eides  abhängig  gemacht 
wird.  Den  Unterschied  zwischen  deutschem,  belgischem 
und  englischem  Staatsrecht  in  betreff  der  juristischen 
Natur  des  Königseides  möchte  ich  dahin  zusammen- 
fassen: nach  deutschem  Staatsrecht  ist  der  zu  leistende 
Eid  eine  Soll-,  eine  Ordnungsvorschrift,  ein  ordent- 
licher Monarch  soll  den  Eid  nach  seinem  Regierungs- 
antritt leisten.  Nach  englischem  gleichsam  eine  Auflage, 
unter  welcher  der  König  die  Regierung  antritt,  nach  bel- 
gischem jedoch  eine  Bedingung  des  Regierungsantritts. 

Daß  nun  in  England,  wo  das  Parlament  die 
höchste  Macht  im  Staate  und  ein  vor  dem  König 
bevorzugtes  Staatsorgan  ist,  dasselbe  nicht  in  gemein- 
samer Sitzung  beider  Häuser  den  Eid  entgegennimmt, 
hat  seinen  Grund  in  der  historischen  Entwicklung. 
Es  wird  fingiert,  daß  die  Gesellschaft  in  Westminster 
das  englische  Volk  noch  mehr  als  das  Parlament  re- 
präsentiere; ja  ursprünglich  geschah  die  feierliche 
Handlung  auch  vor  dem  ganzen  Volke,  nachdem  es 
der  Wahl  des  Königs  zugestimmt  hatte. 

Zum  Unterschiede  von  den  vorigen  findet  in  den 
übrigen  deutschen  Staaten  entweder  überhaupt  keine 
Eidesleistung  des  Monarchen  statt,  wie  in  Württem- 
berg, Baden,  Elsaß-Lothringen,  oder  nur  in  verein- 
fachter Weise,  so  in  Bayern91)  in  einer  feierlichen 
Versammlung  der  Minister,  Mitglieder  des  Staatsrats 
und  einer  Deputation  der  Stände,  falls  diese  zurzeit 
versammelt  sind  (Tit.  X,  §  1  V.-U.),  in  Sachsen92)  vor 
den  Präsidenten  beider  Kammern  (Art.  138  V.-U.). 

Weit  öfter  als  die  Beteiligung  der  Kammern  bei 
der  Entgegennahme  des  Königseides  kommt  die  Mit- 


91)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  Bd.  I,  S.  408-409. 

92)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  65. 
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Wirkung  der  vereinigten  Kammern  bei  der  Bestallung 
eines  Regenten  oder  Entgegennahme  seines  Eides 
in  Betracht. 

c)  Die  Mitwirkung  der  vereinigten  Kammern  bei 
Bestellung  des  Regenten  und  Entgegennahme  seines 

Eides. 

Wenn  die  Stellung  des  Monarchen  in  allen  Staaten 
eine  von  der  Volksvertretung  unabhängige,  ihm  allein 
durch  die  Verfassung  zugewiesene  ist,  so  ist  doch  in 
mehreren  Staaten  der  Regent,  d.  h.  der  im  könig- 
lichen Namen  für  den  verhinderten  Monarchen  Regie- 
rende, in  seiner  Stellung  den  Kammern  gegenüber 
viel  beschränkter  als  der  König.  Das  gilt  namentlich 
von  seiner  Berufung  und  seiner  Eidesleistung. 

Wird  der  Monarch  ipso  iure  kraft  der  Thron- 
folgeordnung Monarch,  so  sehen  wir,  daß  beim  Re- 
genten oft  noch  eine  Berufung  durch  die  Kammern 
oder  doch  wenigstens  ihre  Mitwirkung  verfassungs- 
gemäß notwendig  ist.  Ist  beim  Regierungsantritt 
des  Königs  nur  in  wenigen  Staaten  ein  Eid  auf  die 
Verfassung  üblich,  so  wird  er  beim  Regenten  fast 
überall  für  notwendig  erachtet.  Denn  der  Monarch 
wird  hineingeboren  in  seine  Stellung,  schon  als  Thron- 
folger lebt  er  nur  in  dem  Gedanken  an  seine  zu- 
künftige hohe  Aufgabe.  Abgesehen  von  den  Rechten 
des  Parlaments,  die  in  wahrhaft  konstitutionellen 
Staaten  seine  Macht  illusorisch  machen,  erscheint  er 
trotz  alledem  doch  dem  Volk  als  der  Vertreter  der 
höchsten  Gewalt.  In  einigen  Staaten  findet,  wie  wir 
oben  sahen,  seine  Eidesleistung  nicht  vor  ver- 
einigten Kammern,  sondern  nur  vor  einem  be- 
stimmten Personenkreis  statt.  Man  hat  damit  an- 
deuten wollen,  daß  der  Monarch  schon  dadurch,  daß 
er  überhaupt  Monarch  ist,  an  Verfassung  und  Ge- 
setze gebunden  sei. 
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Anders  beim  Regenten;  hier  finden  wir  fast 
überall  bei  Übernahme  der  Regentschaft  eine  Eides- 
leistung vor  vereinigten  Kammern.  Um  diesen  Unter- 
schied zu  erklären,  muß  man  sich  die  rechtliche 
Stellung  des  Regenten  ansehen.  Der  Regent  ist,  mag 
er  auch  der  nächste  Verwandte  des  eigentlich  zum 
Throne  Berechtigten  sein,  doch  immer  ein  Fremder 
zum  Throne,  und  zwischen  ihm  und  dem  Volk  besteht 
nicht  kraft  Herkommens  jenes  schöne  patriarchalische 
Verhältnis  wie  zwischen  Monarchen  und  Volk,  zwischen 
welches  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen  kein  Blatt 
Papier  geschoben  haben  wollte.  Der  Regent  wird 
nicht  gleichsam  in  den  Purpur  hineingeboren.  Oft 
verdankt  er  der  Wahl  durch  die  Volksvertretung 
seine  Würde,  oft  der  Verfassung,  oft  besonderen 
Gesetzen.  Deshalb  wirken  schon  bei  seiner  Bestallung 
die  Kammern  mit.  In  Preußen93)  ist  diese  Mitwir- 
kung bei  der  Bestallung  eine  zweifache.  Zunächst 
haben  sie  zu  beschließen,  ob  eine  Regentschaft  über- 
haupt notwendig  ist.  Es  hat  dann  bei  dauernder 
Verhinderung  des  Königs  an  der  Ausübung  der 
königlichen  Gewalt  der  der  Krone  am  nächsten 
stehende  Agnat  die  Regentschaft  zu  übernehmen,  die 
Kammern  zu  einer  vereinigten  Sitzung  zu  berufen 
und  über  die  Notwendigkeit  der  Regentschaft  be- 
schließen zu  lassen  (Art.  56). 

Im  Falle  nun  kein  volljähriger  Agnat  vorhanden 
ist,  haben  die  Kammern  in  vereinigter  Sitzung  einen 
Regenten  zu  wählen,  in  der  Wahl  sind  sie  unbe- 
schränkt.   Diese  letztere  Bestimmung  ist  für  das  sonst 


93)  Borahak:  a.  a.  0.,  S.  216. 

v.  Rönne-Zorn:   Staatsrecht,  S.  369. 
v.  Rönne:  Kommentar,  S.  111. 
Schulze:  a.  a.  0.,  S.  .218—219. 
Schwartz:  a.  a.  0.,  S.  164. 
v.  Stengel:  a.  a.  0.,  S.  45. 
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so  monarchische  Preußen  merkwürdig;  man  ist  wohl 
dabei  von  den  Ideen  des  Patrimonialstaates  aus- 
gegangen, daß  das  Herrschen  ein  sich  innerhalb  einer 
bestimmten  Familie  vererbliches  Recht  ist.  Ist  nun 
kein  berechtigtes  volljähriges  Glied  derselben  vor- 
handen, so  kann  das  Recht,  über  das  Land  zu  herrschen, 
nicht  ausgeübt  werden,  dasselbe  wird  interimistisch 
frei  und  hat  sich  nun  seinen  Regenten  selbst  zu 
wählen.  Formelles  Vorbild  ist  hier  wieder  Art.  86 
der  Const.  beige94)  gewesen,  die  dieselben  Bestim- 
mungen hat.  In  gleicher  Weise  muß  in  England95) 
ein  diesbezüglich  übereinstimmender  Beschluß  beider 
Häuser  vorliegen,  bevor  der  jedesmal  durch  ein  be- 
sonderes Gesetz  bestimmte  Regent  die  Regentschaft 
ausüben  kann. 

In  den  übrigen  Staaten  ist  von  einer  Mitwirkung 
der  Kammern  bei  Bestellung  der  Regentschaft  über- 
haupt nicht  die  Rede. 

Anders  ist  es  mit  Entgegennahme  des  Regenten- 
eides; derselbe  ist  vor  vereinigten  Kammern  nach 
Einrichtung  der  Regentschaft  zu  schwören,  sowohl  in 
Preußen  (Art.  58)  als  in  Bayern96)  (Tit.  II  §  16  V.-U.) 
und  im  Großherzogtum  Hessen97)  (Art.  107). 

Dagegen  versagen  Sachsen98),  Württemberg99)  und 
Baden  nach  ihren  Verfassungen  den  Kammern  über- 
haupt jegliche  Mitwirkung  in  Regentschaftsangelegen- 
heiten, während  in  Elsaß -Lothringen  sämtliche  die 
Person  des  Staatsoberhaupts  betr.  Angelegenheiten 
von  Preußen  allein  bestimmt  werden  (§  1  Verf.- 
Ges.). 

94)  Errera:  a.  a.  0.,  S.  41. 

95)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  661. 
%)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  I,  S.  481. 

97)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  14. 
van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  40. 

98)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  110. 

99)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  70. 


In  England100)  findet  eine  Eidesleistung  des  Re- 
genten nicht  vor  dem  Parlament,  sondern  vor  dem 
privy  Council  statt. 

Wir  haben  somit  die  größeren  Staatsakte,  bei 
denen  die  Kammern  gemeinschaftlich  handeln,  be- 
trachtet und  gesehen,  daß  sie  mehr  oder  minder  in 
den  meisten  Staaten  bei  der  Parlamentseröffnung  und 
-Schließung,  Eidesleistung  des  Monarchen,  Berufung 
und  Eidesleistung  des  Regenten  mitwirken. 

In  folgendem  sind  nun  die  Staatsakte  zu  be- 
sprechen, bei  denen  nur  in  einzelnen  Staaten  und  da 
wieder  auf  verschiedene  Weise  die  Kammern  gemein- 
schaftlich mitwirken;  da  ist  zunächst  wieder  das 
Gebiet,  auf  dem  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung 
nicht  groß  genug  sein  kann,  nämlich  die  Finanz- 
gesetzgebung. 

d)  Mitwirkung  der  vereinigten  Kammern  bei  der 
Finanzgesetzgebung. 
Sonderbestimmungen  dieser  Art  gelten  in  Hessen101). 
Lehnt  nämlich  die  1.  Kammer  einen  Finanzgesetz- 
entwurf ab,  so  treten  beide  Kammern  zu  einer  gemein- 
samen Sitzung  zusammen,  und  es  wird  für  die  An- 
nahme oder  Ablehnung  des  Gesetzes  das  Ergebnis 
der  Abstimmung  der  gesamten  Ständeversammlung 
maßgebend  (67,  3  Y.-U.). 

2.  Ministeranklage. 
Die  schon  oben  behandelte  Ministeranklage  ist, 
wie  wir  dort  gesehen  haben,  entweder  ein  Recht 
jeder  oder  das  Vorrecht  einer  Kammer.  Doch  auch 
die  dritte  Möglichkeit,  daß  die  Ministeranklage  nur 
von  beiden  Kammern  zusammen  erhoben  werden  kann, 


10°)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  661. 
101)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  28. 

van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  202. 
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ist  vertreten.  In  Bayern102)  (Tit.  X  §  6  V.-U.)  und 
Sachsen103)  (§  41  V.-U.)  kann  ein  Minister  nur  durch 
einen  gemeinsamen  Beschluß  beider  Häuser  in  den 
Anklagezustand  versetzt  werden. 

3.  Beschwerden  über  Verf assungsverletzungen 
und  Petitionen. 
Zum  Unterschied  von  den  obenerwähnten  Staaten, 
wo  Beschwerden  über  Verfassungsverletzungen  und 
Petitionen  von  jeder  Kammer  an  das  Staatsoberhaupt 
gebracht  werden  können,  kann  dies  in  mehreren  Staaten 
nur  von  beiden  Kammern  gemeinsam  geschehen.  Es 
kommen  hierfür  Bayern,  Sachsen  und  Hessen  in  Be- 
tracht. Erkennt  in  Bayern104)  eine  Kammer  eine  von 
einem  Abgeordneten,  einer  Privatperson  oder  Korpo- 
ration an  sie  gerichtete  Beschwerde  für  gerechtfertigt 
an,  so  hat  sie  dieselbe  der  anderen  mitzuteilen,  und 
beide  Kammern  bringen  sie  nur,  wenn  sie  in  ihrer 
Ansicht  übereinstimmen,  durch  gemeinsame  Vorstellung 
an  den  König.  Ebenso  Sachsen105)  (§  109  V.-U.)  und 
Hessen106)  (Art.  79  V.-U.). 

4.  Wahl  des  ständischen  Ausschusses  usf. 
in  Württemberg. 
In  Württemberg107)  haben  zunächst  die  Kammern 
gemeinschaftlich  die  Mitglieder  des  ständischen  Aus- 
schusses zu  wählen,  der  zusammentritt,  wenn  die 
Kammern  nicht  versammelt  sind,  um  die  laufenden 
ständischen  Geschäfte  zu  erledigen  (190  V.-U.). 

102)  v.  Seydel:  a.  a.  0.,  Bd.  II,  S.  11,  309,  310,  329,  316. 

103)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  219. 

104)  v.  Seydel:  a.a.O.,  Bd.  II,  S.  11,  30 ff..  47 ff.,  216-217, 
250,  251  ff. 

105)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  217. 

106)  Cosack:  a.  a.  0.,  S.  27. 
van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  58. 

107)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  147  ff. 
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Des  weiteren  sind  die  ständischen  Mitglieder  des 
über  Ministeranklagen  entscheidenden  Staatsgerichts- 
hofes von  beiden  Kammern  gemeinsam  zu  wählen 
(§  193  V.-U.)108). 

Ferner  werden  in  gemeinsamer  Sitzung  die  Be- 
amten des  ständischen  Archivs109)  und  der  Schulden- 
tilgungskasse bestallt  und  entlassen  (§  193  V.-U.). 

Zuletzt  können  sich  noch  die  Mitglieder  beider 
Kammern,  falls  über  eine  Angelegenheit  kein  Be- 
schluß zustande  kommt,  zu  vertraulichen  Besprechungen 
versammeln  (§  177"°). 

5.  Das  Ausland. 
In  eigentümlicher,  ganz  von  der  in  deutschen 
Staaten  geltenden  abweichenden  Weise  handeln  die 
Kammern  in  Frankreich  und  England  gemeinschaftlich. 

a)  Frankreich. 
In  Frankreich111)  handeln  Senat  und  Deputierten- 
kammer in  2  Fällen  gemeinsam,  d.  h.,  sie  vereinigen 
sich  zur  Nationalversammlung  zur  Wahl  des  Präsidenten 
der  Republik,  und  dann,  wenn  die  Verfassung  der 
Republik  einer  Revision  unterzogen  werden  soll  (Ges. 
vom  25.  Februar  1875,  Art.  7). 

b)  England. 

Wie  in  allen  konstitutionellen  Staaten  sind  auch 
in  England112)  die  Richter  unabsetzbar,  jedoch  mit 
einer  Ausnahme.  Falls  beide  Häuser  des  Parlaments 
eine  gemeinschaftliche  Adresse  an  den  König  richten, 
dahingehend,  einen  Richter  aus  seinem  Amte  zu  ent- 
fernen, kann  dieser  Adresse  stattgegeben  werden. 

108)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  106  u.  156  ff. 

109)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  106. 
no)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  139. 
m)  Brie:  a.  a.  0.,  S.  59. 

LeboD :  a.  a.  0.,  S.  43. 
113)  Hatscheck:  a.  a.  0.,  S.  577. 
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Nachdem  wir  so  die  drei  Haupterscheinungsformen 
des  Verhältnisses  beider  Kammern  zueinander  be- 
sprochen haben,  bleibt  nur  noch  die  Erörterung  der 
wenigen  Beziehungen,  die  sie  sonst  zueinander  haben. 

IV.  Sonstige  Beziehungen  der  Kammern  zueinander. 

Dieselben  sind  nun  in  den  einzelnen  Staaten 
mannigfacher  Art. 

In  mehreren  deutschen  Staaten  sind  besonders 
die  schon  im  Abschnitt  III  erwähnten  Verfassungs- 
ausschüsse oder  Zwischendeputationen  bemerkenswert, 
sie  treten  für  die  Zeit,  in  der  die  Kammern  nicht 
versammelt  sind,  zusammen,  nachdem  ihre  Mitglieder 
kurz  vor  der  Vertagung  oder  dem  Schluß  der  Session 
von  den  Kammern  gewählt  sind,  erledigen  die  laufenden 
Geschäfte,  bereiten  Gesetzentwürfe  vor,  usf.  Solche 
Verfassungsausschüsse  bestehen  nun  gegenwärtig  in 
Sachsen113)  (§  74  Landtagsordnung),  Baden114)  (Art.  51? 
2  V.-U.),  Hessen115)  (Art.  23  Ges.  vom  17.  Juni  1874) 
und  Württemberg116)  (190  V.-U.). 

Ähnliche  Bestimmungen  wie  die  vorgenannten 
Zwischendeputationen  haben  die  joint  comittees  des 
englischen117)  Parlaments,  Ausschüsse  von  Mitgliedern 
beider  Häuser  zur  Neuredigierung  und  Neubearbeitung 
von  Gesetzen. 

Zuletzt  bestehen  noch  Beziehungen  der  Kammern 
zueinander  in  Baden  und  Frankreich. 

In  Baden118)  können,  im  Falle  ein  bereits  schon 

113)  Mayer:  a.  a.  0.,  S.  143. 
1U)  Schenkel:   a.  a.  0.,  S.  11. 
Walz:  a.  a.  0.,  S.  91-92. 

115)  Cosaek:  a.  a.  0.,  S.  29. 

van  Calker:  a.  a.  0.,  S.  60—61. 

116)  Göz:  a.  a.  0.,  S.  147 ff. 

m)  Hatscheck:   a.  a.  0.,  S.  415. 
118)  Schenkel:   a.  a.  0.,  S.  15. 
Walz:a.  a.  0.,  S.  62—63. 
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einmal  von  einer  Kammer  abgelehntes  Gesetz  wieder 
eingebracht  wird,  die  Stimmen  für  und  wider  in 
beide  Kammern  gezählt  werden,  um  eine  Entschei- 
dung über  dasselbe  zu  erlangen.    (§  75,  2  V.-U.) 

In  Frankreich119)  hat  der  Senat,  falls  der  Präsident 
der  Republik  die  Deputiertenkammer  auflösen  will, 
seine  Zustimmung  dazu  zu  geben.  (Verf. -Ges.  vom 
25.  Februar  1875,  Art.  5,  §  1.) 

So  hätten  wir  denn  das  Verhältnis  beider  Kammern 
zueinander  in  den  deutschen  Staaten,  Belgien,  Frank- 
reich und  England  in  all  seinen  möglichen  Phasen 
und  damit  auch  in  den  übrigen  europäischen  Staaten 
erörtert.  Denn  die  Verfassungen  Italiens,  Spaniens, 
Portugals  und  Skandinaviens  sind  nur  mehr  oder 
minder  gelungene  Nachahmungen  französischer,  belgi- 
scher oder  britischer  Vorblider,  da  in  ihnen  die  so- 
genannte parlamentarische  Monarchie  oder  Republik, 
wenn  auch  teilweise  weniger  vollkommen  als  in  den 
Vorbildern,  besteht. 

Österreich-Ungarn  hat  sich  wieder  mehr  nach  dem 
Vorbild  der  deutschen  Staaten  entwickelt,  während 
der  Scheinkonstitutionalismus  Rußlands  und  das  Ver- 
fassungsleben der  tief  im  Barbarentum  steckenden 
Balkanstaaten  auf  wissenschaftliche  Behandlung  vor- 
läufig überhaupt  noch  keinen  Anspruch  machen 
können. 

Mit  unseren  Ausführungen  haben  wir  deshalb, 
wie  schon  erwähnt,  das  Verhältnis  der  Kammern 
zueinander,  wie  es  mit  mehr  oder  weniger  Ab- 
weichungen in  den  europäischen  Kulturstaaten 
besteht,  gezeichnet. 

Wie  nun  auch  im  allgemeinen  die  Abgrenzung 
der  Befugnisse  der  beiden  Kammern  zueinander  sein 


119)  Brie:  a,  a.  0.,  S.  56. 
Lebon:  a.  a.  0.,  S.  49. 
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mag,  bleibt  sich  dann  vollkommen  gleich,  wenn  jede 
Kammer  bestrebt  ist,  auf  die  Hervorkehrung  der  jetzt 
immer  schärfer  hervortretenden  wirtschaftlichen  und 
politischen  Interessengegensätze  zu  verzichten  und 
mit  der  anderen  Kammer  und  der  Regierung  wett- 
eifernd sich  in  den  Dienst  des  höchsten  Ausdrucks 
der  Gesamtheit  ihrer  Volksgenossen,  des  Staats,  zu 
stellen. 
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Lebenslauf. 


Ich,  Otto  Herrmann  Paul  Wisskott,  evangelischer  Kon- 
fession, wurde  am  19.  Juli  1886  zu  Quedlinburg  am  Harz  geboren 
als  Sohn  des  inzwischen  verstorbenen  Ober-Telegraphenassistenten 
Christian  Wisskott.  Bis  Michaelis  1903  besuchte  ich  das  Gym- 
nasium meiner  Vaterstadt,  das  ich  mit  der  Reife  für  Obersekunda 
verließ.  Da  zu  diesem  Zeitpunkt  meine  Eltern  nach  Breslau  ver- 
zogen, bereitete  ich  mich  dort  privatim  auf  die  Reifeprüfung  vor, 
die  ich  am  25.  September  1907  am  Kgl.  Gymnasium  in  Wohlau, 
Schlesien,  als  Extraneus  bestand.  Dann  studierte  ich  in  Lausanne 
und  Breslau  Rechtswissenschaft,  Nationalökonomie  und  Geschichte. 
Meine  Lehrer  waren  die  Herren  Professoren  Kuhlenbeck,  van  Vleuten 
(Lausanne),  Leonhard,  Meyer,  Dahn,  Schott,  Fischer,  Heilborn,  Kauf- 
mann, von  Wenkstern,  Brie  und  Gretener;  den  beiden  letzteren 
Herren  möchte  ich  an  dieser  Stelle  für  die  mir  zuteil  gewordene 
freundliche  Förderung  meinen  ergebenen  Dank  aussprechen. 

Am  30.  November  1911  bestand  ich  die  1.  juristische  Prüfung 
bei  dem  Oberlandesgericht  Breslau  und  wurde  am  14.  Dezember  1911 
am  Amtsgericht  in  Frankenstein  als  Referendar  vereidigt,  wo  ich 
bis  13.  September  1912  tätig  war.  Vom  15.  — 30.  September  war  ich 
am  Landgericht  Breslau  tätig.  Sodann  genügte  ich  vom  1.  bis 
12.  Oktober  meiner  Dienstpflicht  beim  Jägerbataillon  Nr.  5  in  Hirsch- 
berg, Schlesien,  von  wo  ich  wegen  Kurzsichtigkeit  entlassen  wurde. 
Von  letztgenanntem  Zeitpunkt  war  ich  bis  4.  Juli  1913  wieder  am 
Landgericht  Breslau  tätig  und  bestand  währenddem  am  14.  Februar 
1913  mein  Doktorexamen  vor  der  hohen  juristischen  Fakultät  der 
Universität  Breslau.  Im  Juli  1913  erbat  und  erhielt  ich  meine  Ent- 
lassung aus  dem  Justizdienst  und  bereite  mich  seitdem  in  Breslau 
und  seit  14.  Oktober  1913  hier  durch  Sprachstudium  für  den 
Bibliothekarsberuf  vor. 

Berlin,  den  28.  Oktober  1913. 

Paul  Wisskott. 


